
Abschrift

N iedersächsisches
O be rve rwa ltu n g sg e ri c ht

Beschluss

10 ME 48t19
3 B 709t19

: Antragsteller und Beschwerdeführer -
P r ozess bevo | | m ä chti gte :

Rechtsanwälte Ahmed Abed,
Schönstedtstraße 7, 12043 Berlin - A 75 12119 -

gegen

Stadt Oldenburg - Rechtsamt -
vertreten durch den Oberbürgermeister,
Schlosspl atz 25-26, 26122 Oldenburg

- Antragsgegnerin und Beschwerdegegnerin -

wegen Überlassung von Veranstaltungsräumen
- Beschwerde im Verfahren des vorl. Rechtsschutzes -

hat das Niedersächsische Obervennraltungsgericht - 10. Senat - am 27.Mär22019
beschlossen:

I n der Venrualtungsrechtssache

H-err Christoph Glanz,



Auf die Beschwerde des Antragstellers wird der Beschluss
des Verwaltungsgerichts Oldenburg - 3. Kammer - vom 21 .

März 2019 geändert.

Die Antragsgegnerin wird im Wege der einstweiligen Anord-
nung verpflichtet, dem Antragsteller fü r zwei Veranstaltun-
gen, und zwar
für einen Vortrag von Professor Paech mit dem Titel ,,Apart-
heid, Siedlerkolonialismus und Meinungsfreiheit" und an-
schließender Diskussion sowie der Vorstellung der BDS-Initi-
ative Oldenburg (60 Plätze) am Mittwoch, den 27. März
2019, von 17 .00 Uhr bis 21:00 Uhr,
und für einen weiteren Vortrag von Christoph Glanz mit dem
Titel ,,Menschenrechtsarbeit in Oldenburg in Gefahr?" und
anschließender Diskussion sowie mit der Vorstellung der
BDs-lnitiative Oldenburg (60 Plätze) am Freitag, den 29.
Mär22019, von 18.00 Uhr bis 22.00 Uhr,

städtische Räume gemäß den Allgemeinen Geschäfts- und
Benutzungsbedingungen zur Nutzung von Räumen in Ge-
bäuden der Stadt Oldenburg vom 15. August 2017 zur Verfü-
gung zu stellen.

lm Übrigen wird der Antrag des Antragstellers auf Erlass ei-
ner einstweiligen Anordnung abgelehnt.

Der Antragsteller trägt 113 und die Antragsgegnerin trägt 213
der Kosten des erstinstanzlichen Verfahrens und des Be-
schwerdeverfahrens.

Der Wert des Streitgegenstands des Beschwerdeverfahrens
wird auf 5.000 Euro festgesetzt.

Gründe

Die nach S 146 Abs. 1 VwGO statthafte Beschwerde des Antragstellers gegen den Be-
schluss des Vennraltungsgerichts hat teilweise Erfolg.

Der Antragsteller hat einen Anspruch auf Überlassung einer der Räumlichkeiten der An-
tragsgegnerin zur Durchführung der geplanten Veranstaltungen gemäß S 30 NKomVG.
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Insoweit hat er einen Anordnungsanspruch nach g 123 Abs. 3 VwGo i.v.m. g 920 Abs.
2ZPO glaubhaft gemacht.

Nach $ 30 Abs. 1 NKomVG sind die Einwohnerinnen und Einwohner im Rahmen der
bestehenden Vorschriften berechtigt, die öffentlichen Einrichtungen der Kommune zu
benutzen, und verpflichtet, die Lasten der Kommune zu tragen. DieserAnspruch besteht
- wie schon die Einschränkung ,,im Rahmen der bestehenden Vorschriften,,zeigt -, nicht
schrankenlos. Eine Begrenzung des Zulassungsanspruchs ergibt sich vor allem aus dem
Zweck der Einrichtung, wie er in derWidmung zum Ausdruck kommt (Wefelmeier in Nie-
dersächsisches Kommunalverfassungsgesetz, Kommentar, Stand: Dezember 201g,
$ 30 Rn. 1a).

Nach der Satzung der Antragsgegnerin für die Nutzung von Räumen in Gebäuden der
Stadt Oldenburg vom 19. Juni 2017 haben die Einwohnerinnen und Einwohnergrund-
sätzlich Zugang zu den öffentlichen Räumlichkeiten der Stadt (g 1 Abs. 1 der Satzung).
Eine Einschränkung des Widmungszwecks findet sich jedoch in g 2 Abs. 3 der Satzung,
wonach eine Überlassung der Räumlichkeiten an Einwohnerinnen und Einwohner sowie
an juristische Personen, die aufgrund ihrer Satzung oder ihrer Ziele nicht für die freiheit-
lich-demokratische Grundordnung einstehen, nicht erfolgt. In einem solchen Fall kann
auch ein Verstoß gegen höherrangiges Recht - etwa ein Verstoß gegen Art. 1 Abs. 1

GG, sofern die geplante Veranstaltung beispielsweise rassistische Inhalte hat - vorlie-
gen, das den Nutzungsanspruch nach $ 30 Abs. 1 NKomVG ebenfalls einschränkt (We-

felmeier in Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz, Kommentar, Stand: De-

zember 2018, $ 30 Rn. 1a).

Das Venrvaltungsgericht hat zuar zutreffend darauf hingewiesen, dass bei einer einst-

weiligen Anordnung, die - wie hier - die Hauptsache vorwegnimmt, strenge Anforderun-

gen an die Beurteilung der Erfolgsaussichten des Rechtsschutzbegehrens zu stellen

sind. Es verkennt jedoch die Verteilung der Darlegungs- und Beweislasten, soweit es

meint, dass es dem Antragsteller nicht gelungen sei, glaubhaft zu machen, dass er bzw.

die BDS-lnitiative für die freiheitlich-demokratische Grundordnung einstehe.

Der Antragsteller hat dargelegt, dass er Einwohner der Stadt Oldenburg und damit ge-

mäß $ 30 NKomVG anspruchsberechtigt ist. DerAntragsteller ist - wie ausgeführt - auch

nach der genannten Nutzungssatzung der Antragsgegnerin grundsätzlich berechtigt,

städtische Räume für die von ihm geplanten Veranstaltungen in Anspruch zu nehmen.
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Nach den Feststellungen des Verwaltungsgerichts stehen die von ihm begehrten Räume

zu den vom Antragsteller begehrten Terminen auch tatsächlich zur Verfügung (Seite 12

oben des Beschlussabdrucks).

Für die anspruchsvernichtende Feststellung, dass der Antragsteller bzw. die BDS-Initia-

tive und die an den Veranstaltungen voraussichtlich teilnehmenden Personen (sofern

g 2 Abs. 3 der Satzung auch auf diesen Personenkreis bezogen sein sollte) nicht für die

freiheitlich-demokratische Grundordnung einstehen, ist jedoch nicht der Antragsteller,

sondern die Antragsgegnerin nach allgemeinen Beweislastregeln darlegungs- und be-

weislastpflichtig. Es würde zudem eine nicht hinzunehmende Erschwernis der durch Art.

5 Abs. 1 GG geschützten Meinungsäußerungsfreiheit darstellen, wenn demjenigen, der

seine Meinung im Rahmen einerVeranstaltung in städtischen Räumen kundtun will, auf-

erlegt würde, zuvor den - eventuell auch gar nicht möglichen - Nachweis zu erbringen,

dass er für die freiheitlich-demokratische Grundordnung einsteht. Das Gegenteil hat viel-

mehr im vorliegenden Fall die Antragsgegnerin darzutun, indem sie geeignete lndizien

vorträgt, die die Annahme nachhaltig erschüttern, dass der Antragsteller für die freiheit-

lich-demokratische Grundordnung einsteht.

Das Verwaltungsgericht hat diese Frage letztlich als offen angesehen. Es hat hiezu aus-

geführt, dass nicht in ausreichendem Maße festgestellt werden könne, dass das Konzept

der BDS-Kampagne und ihre Ziele nicht antisemitisch sind und damit nicht gegen Art. 1

Abs. 1 GG verstoßen und der Antragsteller als Veranstalter für die freiheitlich-demokra-

tische Grundordnung einsteht. Nach den vom Verwaltungsgericht herangezogenen Stel-

lungnahmen der Landesregierung und der Bundesregierung spricht allerdings Einiges

für die gegenteilige Annahme, weil danach die BDS-Kampagne wegen ihrer Heteroge-

nität nicht pauschal als antisemitisch bezeichnet werden kann und keine Erkenntnisse

vorliegen, die eine Beobachtung dieser Kampagne durch das Bundesamt für Verfas-

sungsschutz ermöglichten (Seiten 16 und 17 des Beschlussabdrucks).

Jedenfalls kann nach der im vorliegenden Verfahren nur möglichen summarischen Prü-

fung nicht festgestellt werden, dass der Antragsteller bzw. die BDS-Kampagne und die

an den Veranstaltungen teilnehmenden Personen nicht für die freiheitlich demokratische

Grundordnung einstehen. Damit greift die Einschränkung des $ 2 Abs. 3 der Nutzungs-

satzung der Antragsgegnerin vom 19. Juni 2017 hier nicht und hat der Antragsteller folg-

lich einen Anspruch auf Durchführung der von ihm geplanten Veranstaltungen in städti-

schen Räumen.
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Der Antragsteller hat jedoch keinen Anspruch auf Durchführung der Veranstaltungen im
städtischen Kulturzentrum PFL. Insoweit ist sein Antrag auf Erlass einer einstweiligen

Anordnung mangels Anordnungsanspruch abzulehnen.

Denn nach $ 2 Abs. 5 Satz 1 der genannten Nutzungssatzung der Antragsgegnerin kann

das städtische Kultuzentrum PFL zur Durchführung von Veranstaltungen nur überlas-

sen werden, wenn die Veranstaltung eine kulturelle, soziale, gemeinnützige oder bil-

dungspolitische Zweckbestimmung aufweist. Diesem - zulässigerweise - eingeschränk-

ten Widmungszweck entsprechen die vom Antragsteller geplanten Veranstaltungen

nicht. Denn nach ihren Inhalten handelt es sich um politische Veranstaltungen, die vom

Widmungszweck nicht umfasst sind (vergleiche auch $ 2 Abs. 5 Satz 3 der Satzung).

Sofern in derVergangenheit im Kultuzentrum Buchbesprechungen stattgefunden haben

(Seiten 18 und 19 des Beschlussabdrucks), hat es sich um kulturelle Veranstaltungen

gehandelt, auch wenn die Bücher politischen Inhalt gehabt haben, so dass der Antrag-

steller auch keinen Anspruch aus Art. 3 Abs. 1 GG in Verbindung mit einer von der Nut-

zungsatzung möglicherweise abweichenden überlassungspraxis hat.

Die Kostenentscheidung für das erstinstanzliche Verfahren und das Beschwerdeverfah-

ren beruht auf $ 155 Abs. 1 Satz 1 VwGO, die Streitwertfestsetzung auf SS 47 Abs. 1

Satz 1, 53 Abs. 2 Nr. 1, 52 Abs. 2 GKG, wobei eine Reduzierung des Auffangwerts

gemäß $ 52 Abs. 2 GKG nicht stattfindet, weil die begehrte einstweilige Anordnung die

Hau ptsache vorweg ni mmt bzw. vorweg genom men hätte.

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (g 152 Abs. 1 VwGo, g 68 Abs. 1 satz 5 i.v.m. g 66

Abs.3Satz3GKG).

Malinowski Ohrmann Dr. Teppenrien
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